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1. Steuerklassen III und V sollen abgeschafft werden – Ehegattensplitting soll bleiben 
 
Die Bundesregierung plant die Abschaffung der Steuerklassen III und V ab dem Jahr 2030. Die Ände-
rung soll mit einem steigenden Digitalisierungsgrad einhergehen. Eine Einigung mit den Ländern ist 
noch zu erzielen. Die digitale Umsetzung wird nach Angabe des Bundesfinanzministeriums etwa 5 Jah-
re betragen. 
 
Ehepaare und eingetragene Lebenspartnerschaften erhalten derzeit automatisch die Steuerklassenkom-
bination IV / IV, können auf Antrag auch die Kombination III / V oder die Steuerklasse IV mit „Faktor“ 
erhalten. Die Steuerklassenkombination IV / IV wird üblicherweise von Paaren gewählt, zwischen deren 
Einkünften keine größere Differenz liegt oder wenn Lohnersatzleistungen wie Elterngeld etc. anstehen. 
Der Grundfreibetrag und die Kinderfreibeträge werden bei Steuerklasse V nicht berücksichtigt, dafür 
jedoch doppelt bei der Steuerklasse III. Dies führt bei Arbeitnehmern, deren Einkommen dem automati-
schen Lohnsteuerabzug unterliegt, zu einem höheren Steuerabzug in der Steuerklasse V und einem ge-
ringeren in der Steuerklasse III.  
 
Summarisch steht diesen Paaren während des Jahres eine höhere Liquidität zur Verfügung. Sie sind aber 
verpflichtet, im Folgejahr eine Einkommensteuererklärung abzugeben. Diese kann zu einer Steuernach-
zahlung führen, falls keine größeren sonstigen Abzugsposten vorhanden sind. 
 
Ersetzt werden soll die Steuerklassenkombination III / V durch ein sog. Faktorverfahren, bei dem die 
Steuerbelastung bereits während des Jahres realitätsgenau unter Berücksichtigung der jeweiligen Ar-
beitseinkommen ermittelt werden soll, so auch unter Einbeziehung von Lohnersatzleistungen wie El-
terngeld oder Arbeitslosengeld. 
 
Das sog. Ehegattensplitting soll künftig ungeachtet der Steuerklassenkombination ebenfalls berücksich-
tigt und nicht abgeschafft werden. Beim Ehegattensplitting werden die Einkommen der Partner zusam-
mengerechnet, die zustehenden Freibeträge zweifach berücksichtigt. Hierdurch wird vermieden, dass 
ein Freibetrag bei geringem Einkommen eines Partners nicht berücksichtigt wird. Dies reduziert den 
Steuertarif des Partners mit dem höheren Einkommen.  
 
 
2. Ist die Energiepreispauschale steuerbar? Revision beim BFH eingelegt 
 
Der Gesetzgeber hatte mit dem Steuerentlastungsgesetz 2022 eine Energiepreispauschale (EPP) einge-
führt, die Berechtigte in Höhe von 300 € erhielten. Im Gesetz ist die Steuerbarkeit der erhaltenen Zu-
wendung geregelt. Je nach persönlichen steuerlichen Verhältnissen kann eine Steuerpflicht entstehen. 
Per Gesetz ist die EPP den Einkünften aus nichtselbstständiger Tätigkeit bzw. alternativ den sonstigen 
Einkünften zugeordnet. 
 
Eine Vielzahl von Steuerpflichtigen wehren sich derzeit gerichtlich gegen eine Besteuerung der EPP. In 
einem der führenden Verfahren hat das Finanzgericht Münster (FG) am 17.4.2024 entschieden, dass die 
EPP einer Arbeitnehmerin steuerbar und steuerpflichtig bei den Einkünften aus nichtselbstständiger 
Arbeit ist und dies auch verfassungsgemäß sei. Ob dies auch für Begünstigte gilt, die keine Arbeitneh-
mer sind und bei denen sich eine Besteuerung ggf. im Rahmen der sonstigen Einkünfte ergibt, hatte das 
Gericht nicht zu entscheiden. 
 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung hat das FG die Revision zugelassen, welche beim Bundesfinanz-
hof (BFH) eingelegt wurde. Eine Entscheidung ist noch nicht absehbar. Steuerpflichtige können bei 
vergleichbarem Sachverhalt und noch nicht rechtskräftigen Bescheiden unter Hinweis auf das Aktenzei-
chen VI R 15/24 des BFH Einspruch einlegen und die Aussetzung der Vollziehung beantragen. Der 
Steuerberater ist der geeignete Ansprechpartner zur Klärung der Angelegenheit. Eine etwaige Steuerer-
sparnis fällt allerdings gering aus. 
 
 



3. Grundstücksbewertung im Bundesmodell rechtswidrig?  
Finanzverwaltung reagiert mit Ländererlass 

 
Ab dem 1.1.2025 wird die Grundsteuer für Grundstücke nach einer geänderten Bemessungsgrundlage 
erhoben, die derzeit für sämtliche Grundstücke in Deutschland neu festgestellt und den Grundstücksei-
gentümern mitgeteilt wird. Die Bundesländer haben sich für unterschiedliche Bewertungsmodelle ent-
schieden. 
 
Eines dieser Modelle, das sog. „Bundesmodell“, ist Gegenstand mehrerer gerichtlicher Verfahren. Das 
Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) hat im einstweiligen Rechtsschutzverfahren eine Aussetzung der 
Vollziehung beschlossen. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat diese Entscheidung bestätigt. Die Entschei-
dung im Hauptsacheverfahren steht noch aus. 
 
Eine Aussetzung der Vollziehung wird nur gewährt, wenn ernsthafte Zweifel an der Rechtmäßigkeit des 
Bescheides bestehen.  
 
Das FG und der BFH haben einfachrechtliche und verfassungsmäßige Zweifel an den anzuwendenden 
Bewertungsvorschriften zur Feststellung der Grundstückswerte. Insbesondere, als das Gesetz den 
Grundstückswert typisierend feststellt, ohne die gesetzlich geregelte Möglichkeit des einzelfallbezoge-
nen Nachweises eines Grundstückseigentümers, dass sein Grundstückswert den festgestellten Wert um 
40 % oder mehr unterschreitet. 
 
Die Finanzverwaltungen der betroffenen Bundesländer haben auf diese vorläufigen Entscheidungen mit 
einem gemeinsamen Ländererlass reagiert. Hierin ist nun geregelt, dass Grundstückseigentümer berech-
tigt sind, den Nachweis eines niedrigeren Wertes des Grundstücks zu erbringen. Dieser wird berücksich-
tigt, wenn ein bestellter oder zertifizierter Gutachter bzw. der Gutachterausschuss diesen niedrigeren 
Wert feststellt oder wenn im gewöhnlichen Geschäftsverkehr ein um mindestens 40 % niedrigerer 
Kaufpreis innerhalb eines Jahres vor oder nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt erzielt wird. Gleiches 
gilt für erbbaurechtsbelastete Grundstücke.  
 
Die Erlasse sind auf alle noch nicht bestandskräftigen Bescheide anzuwenden, außerdem auch bei be-
standskräftigen Wertfortschreibungen, wenn die Abweichung größer als 15.000 € ist.  
 
Für das Bundesmodell bei der Grundstücksbewertung haben sich Berlin, Brandenburg, Bremen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland (mit Abweichungen), Sachsen 
(mit Abweichungen), Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen entschieden. 
 
In diesen Bundesländern soll die Finanzverwaltung Einsprüchen mit Anträgen auf Aussetzung der Voll-
ziehung angemessen befristet ohne Einholung eines Gutachtens durch den Eigentümer stattgeben, wenn 
die Angaben zum Wert schlüssig sind. 
 
Ein Gutachten muss ggf. später eingeholt werden. Zur Erfolgsaussicht sollten betroffene Grundstücksei-
gentümer sich im konkreten Fall beraten lassen. 
 
Achtung: Wichtig ist, dass innerhalb eines Monats ab Zustellung gegen den Grundlagenbescheid (der 1. 
Bescheid!) Einspruch erhoben wird und nicht erst gegen den Grundsteuermessbescheid oder den Be-
scheid, mit dem die Stadt/Gemeinde die Grundsteuer erhebt. 
 
 
4. Verlängerung der Tarifermäßigung für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
 
Der Gesetzgeber hatte befristet bis zum Veranlagungszeitraum 2022 eine Tarifermäßigung für Einkünf-
te aus Land- und Forstwirtschaft verabschiedet. Die Verlängerung der Tarifermäßigung, welche rück-
wirkend ab dem Veranlagungszeitraum 2023 befristet bis zum Veranlagungszeitraum 2028 gelten soll, 
hat der Bundestag am 5.7.2024 beschlossen. Der Bundesrat muss noch zustimmen. In seiner Sitzung 



ebenfalls vom 5.7.2024 wurde der Antrag zur Beratung in die zuständigen Ausschüsse überwiesen. Die 
nächste Sitzung des Bundesrates findet am 27.9.2024 statt. 
 
Die Tarifermäßigung soll dergestalt stattfinden, dass Gewinne und Verluste eines 3-Jahres-Zeitraums 
miteinander verrechnet werden, die Veranlagungszeiträume 2023 bis 2025 untereinander sowie die Ver-
anlagungszeiträume 2026 bis 2028. Für Landwirte im Sinne der EU-Verordnung soll die Regelung un-
mittelbar gelten, für sonstige Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft nach Genehmigung durch die 
Europäische Kommission. Dem Genehmigungsvorbehalt unterliegen Einkünfte aus Forstwirtschaft, 
Binnenfischerei, Teichwirtschaft sowie Fischzucht für die Binnenfischerei und Teichwirtschaft. 
 
Hintergrund der Regelung ist die Abmilderung von Gewinnschwankungen infolge des Klimawandels 
bzw. der Witterungsbedingungen.  
 
Bislang relativ unbeachtet geblieben ist ein Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 24.4.2024 
(4 K 6/24), welches in einem anderen Klagezusammenhang Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit 
der Tarifermäßigung für die Land- und Forstwirtschaft festgestellt hat und einen Verstoß gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz sah. Die Revision wurde zugelassen. Es erscheint also keineswegs sicher, 
dass die finanzgerichtliche Rechtsprechung diese gesetzliche Regelung „durchwinkt“. 
 
 
5. Lohnsteuerpauschalierung auch bei Betriebsveranstaltung im „kleinen Kreis“ 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 27.3.2024 (Az. VI R 5/22) entschieden, dass ein Ar-
beitgeber seit der Gesetzesänderung ab dem Veranlagungszeitraum 2015 auch bei Betriebsveranstaltun-
gen, die nicht allen Angehörigen eines Betriebs oder eines Betriebsteils offenstehen, die Versteuerung 
des Sachbezugs durch die Lohnsteuerpauschalierung mit 25 % übernehmen kann. 
 
Viele Unternehmen veranstalten für ihre Belegschaft z.B. Sommerfeste oder Weihnachtsfeiern. Die 
hierfür entstehenden Kosten kann das Unternehmen bis zu einem Betrag in Höhe von 110 € pro Veran-
staltung bis zu zweimal jährlich je Mitarbeiter als lohnsteuerfreien Sachbezug zur Verfügung stellen. 
Der Arbeitnehmer muss die Zuwendung dann nicht als Arbeitslohn versteuern und es fallen auch keine 
Sozialversicherungsbeiträge an.  
 
Soweit ein Arbeitnehmer in den Genuss von mehr als zwei Veranstaltungen jährlich kommt oder die 
Kosten für ihn und ggf. eine Begleitperson zusammen 110 € pro Veranstaltung übersteigen, handelt es 
sich bei dem überschießenden Betrag um lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn, für den auch Sozialversi-
cherungsbeiträge zu zahlen sind. 
 
Der Arbeitgeber kann den Arbeitnehmer aber durch Zahlung einer pauschalen Lohnsteuer in Höhe von 
25 % von der Lohnsteuer- und Sozialversicherungspflicht freistellen. Zur Verfahrensweise bei sog. 
Leiharbeitnehmern sollte Rücksprache mit dem Steuerberater gehalten werden. 
 
Im zu entscheidenden Fall war das Finanzamt der Meinung, dass der Arbeitgeber nicht zur Pauschalver-
steuerung berechtigt war, weil keine Betriebsveranstaltung vorgelegen habe, denn die Veranstaltung sei 
nicht für alle Mitarbeiter zugänglich gewesen, sondern nur für einen ausgesuchten Kreis von leitenden 
Angestellten und Vorstandsmitgliedern. 
 
In der Vergangenheit war nach der Rechtsprechung des BFH die Teilnahmemöglichkeit für alle Mitar-
beiter eines Betriebs oder Betriebsteils aber Voraussetzung für die Anerkennung als Betriebsveranstal-
tung. Nachdem der Gesetzgeber das Gesetz entsprechend geändert hat, aber trotz der gefestigten Recht-
sprechung des BFH in diesem Punkt diese Voraussetzung nicht explizit in das Gesetz aufgenommen hat, 
geht das Gericht nun davon aus, dass seit der Gesetzesänderung ab 2015 eine Betriebsveranstaltung 
auch dann vorliegen kann, wenn diese nicht für sämtliche Mitarbeiter zugänglich ist. 
 
 



6. Verspätete Pauschalbesteuerung kann teuer werden 
 
Das Bundessozialgericht (BSG) hat am 23.4.2024 (Az. B 12 BA 3/22 R) entschieden, dass die Pau-
schalbesteuerung mit 25 % für Aufwendungen bei Betriebsfeiern oberhalb von 110 € unverzüglich mit 
der nächsten Entgeltabrechnung durchzuführen ist. 
 
Eine spätere Anmeldung der Pauschalbesteuerung führt sozialversicherungsrechtlich dazu, dass Arbeit-
geber- und Arbeitnehmeranteile für sämtliche Sozialversicherungszweige nachzuzahlen sind. Eine steu-
errechtlich andere Regelung ist lt. BSG ohne Belang. 
 
 
7. Zuordnung von Leistungen zum Unternehmen - Zeitpunkt und Dokumentation der 

Entscheidung 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat sich mit Schreiben vom 17.5.2024 als Folge mehrerer 
Entscheidungen des Bundesfinanzhofes (BFH) aus dem Jahr 2022 sowie einer Entscheidung des Euro-
päischen Gerichtshofes (EuGH) aus dem Jahr 2021 zur Zuordnung von Gegenständen zum Betriebs- 
oder Privatvermögen im Rahmen des Vorsteuerabzugs geäußert sowie zu den Fragen der Fristgebun-
denheit entsprechender Mitteilungen an die Finanzverwaltung und Dokumentation derselben. 
 
Der EuGH hatte entschieden, dass die Finanzbehörde den Vorsteuerabzug in Bezug auf einen Gegen-
stand verweigern darf, wenn der Steuerpflichtige ein Wahlrecht hat, ob dieser dem Unternehmensbe-
reich zugeordnet werden soll oder dem Privatvermögen, der Steuerpflichtige der Finanzbehörde aber bis 
zum Ablauf der Frist für die Abgabe der Umsatzsteuererklärung nicht erklärt hat, welche Zuordnung er 
vorgenommen habe oder zumindest entsprechende Anhaltspunkte für die Finanzverwaltung feststellbar 
seien. 
 
Der BFH hatte in Ergänzung entschieden, dass bei Vorlage objektiv erkennbarer Anhaltspunkte inner-
halb der Dokumentationsfrist keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforderlich ist und 
diese auch noch nach Fristablauf nachgeholt werden könne. Eine Mitteilung ist demnach nur erforder-
lich, wenn keine objektiv erkennbaren Anzeichen vorliegen. 
 
Die Dokumentation müsse innerhalb der gesetzlichen Regelabgabefrist für die Umsatzsteuererklärung 
erfolgen, wenn keine objektiv erkennbaren Beweisanzeichen vorhanden sind. Eine Fristverlängerung 
zur Abgabe der Steuererklärung verlängert nicht die Dokumentationsfrist. Bis zum Ablauf der Doku-
mentationsfrist kann eine im Voranmeldungsverfahren getroffene Entscheidung durch ausdrückliche 
Mitteilung korrigiert werden. 
 
Das BMF hat daher nun klargestellt, dass bei einem Zuordnungswahlrecht auch Verträge mit Umsatz-
steuerausweis oder Benennung in Bauantragsunterlagen, z.B. als Bürotrakt, als entsprechende Beweis-
anzeichen zu bewerten sind, auch für eine nur teilweise Zuordnung zum Unternehmen. Gleiches gilt für 
die betriebliche Versicherung eines Gegenstandes, Kauf oder Verkauf unter dem Firmennamen, bilanzi-
elle und ertragsteuerliche Behandlung des Gegenstandes. Gleichwohl sollte auch Gründen der Rechtssi-
cherheit eine rechtzeitige Mitteilung an das Finanzamt erfolgen. 
 
Die Grundsätze des BMF-Schreibens vom 17.5.2024 sind in offenen Fällen anzuwenden. Das Schreiben 
des BMF kann auf dessen Homepage heruntergeladen werden. Das bislang gültige BMF-Schreiben vom 
2.1.2014 wurde mit dem neuen Schreiben aufgehoben, der Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde 
ebenfalls entsprechend angepasst. 
 
 
8. Meldepflicht elektronischer Kassen- und anderer Grundaufzeichnungssysteme ab 

1.1.2025 
 
Das BMF hat in mehreren Schreiben nun die Aufnahme der Meldepflicht für elektronische Kassensys-
teme mit einer technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) ab dem 1.1.2025 mitgeteilt. Die Meldung und 



Übermittlung erfolgt für jede Betriebsstätte getrennt innerhalb eines Monats nach Anschaffung, Lea-
singbeginn bzw. -ende oder Außerbetriebnahme mit amtlich vorgeschriebenem Datensatz über ELSTER 
mit folgenden Angaben: 
 
• Name und Steuernummer des Steuerpflichtigen 
• Art der zertifizierten Technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 
• Art, Anzahl und Seriennummer des bzw. der verwendeten elektronischen  

Aufzeichnungssysteme 
• Datum der Anschaffung bzw. der endgültigen Außerbetriebnahme oder Nutzung  

in einer anderen Betriebsstätte  
 
Für vor dem 1.7.2025 angeschaffte Kassen ist die Meldung bis zum 31.7.2025 vorzunehmen, für ab dem 
1.7.2025 angeschaffte Kassensysteme sowie Außerbetriebnahmen gilt die Monatsfrist. Gleiches gilt für 
Taxameter und Wegstreckenzähler mit TSE. Hier ist auch das Kfz-Kennzeichen mitzuteilen. Ohne TSE 
dürfen diese noch bis zum 31.12.2025 genutzt werden. Betroffene Unternehmen sollten bereits jetzt die 
erforderlichen Daten zusammenstellen und sich einen Überblick über alle in den Betriebsstätten genutz-
ten Systeme verschaffen. 
 
 
9. BFH hat Bedenken gegen die Beschränkung der Verlustabzugsverrechnung  

bei Termingeschäften 
 
Einkünfte aus Kapitalvermögen sind steuerpflichtig mit erheblichen Erschwernissen im Bereich der 
Verlustverrechnung. Speziell für Kapitalerträge aus Termingeschäften gilt seit 2021 eine doppelte Ver-
lustverrechnungsbeschränkung. 
Diese sieht so aus, dass derartige Verluste nur mit Gewinnen aus anderen Termingeschäften oder Still-
halterprämien verrechnet werden dürfen. Ein Ausgleich mit anderen Kapitaleinkünften ist nicht mög-
lich. Eine Verlustverrechnung ist auch nur bis zu 20.000 € pro Veranlagungsjahr möglich. Verbleibende 
Verluste dürfen zeitlich unbegrenzt in die Folgejahre vorgetragen werden. 
 
Ein automatischer Steuerabzug erfolgt bei inländischen Erträgen aus Termingeschäften. Verluste wer-
den dem Steuerpflichtigen bankseitig bescheinigt, eine Verrechnung kann erst in der Veranlagung gel-
tend gemacht werden, ebenso der Verlustvortrag. 
 
Wer z.B. aus Dividenden einen Gewinn von 10.000 € (vor Steuerabzug) und einen Gewinn aus einem 
Termingeschäft von 30.000 € (vor Steuerabzug) erzielt, aber aus einem anderen Termingeschäft einen 
Verlust von 40.000 €, hat wirtschaftlich unter dem Strich eine schwarze Null stehen. 
 
Steuerlich ist eine Verrechnung des Verlustes aus dem Termingeschäft mit dem Gewinn aus Dividenden 
gar nicht möglich, eine Verrechnung des Verlustes in Höhe von 40.000 € mit dem Gewinn in Höhe von 
30.000 € nur in Höhe von 20.000 €. Steuerlich verbleibt dem Steuerpflichtigen ein Gewinn in Höhe von 
20.000 € (10.000 € aus Dividenden und 10.000 € aus Termingeschäften). Es kann aus dem Verlust des 
Termingeschäfts im betreffenden Veranlagungsjahr nur ein Betrag in Höhe von 20.000 € steuerlich be-
rücksichtigt werden, die verbleibenden 20.000 € können erst in der Zukunft mit positiven Einkünften 
aus Termingeschäften verrechnet werden, mit dem Risiko des Totalausfalls, falls keine Gewinne mehr 
erzielt werden. 
 
Mit dieser Beschränkung der Verlustabzugsverrechnung waren Kläger nicht einverstanden. Nach erfolg-
losem Einspruchsverfahren gegen den Einkommensteuerbescheid und Ablehnung der Aussetzung der 
Vollziehung durch das zuständige Finanzamt, bekamen sie vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz als 
auch vor dem BFH im einstweiligen Rechtsschutzverfahren Recht und die Vollziehung wurde einstwei-
lig ausgesetzt.  
 
Der BFH hat Verfassungsbedenken aufgrund eines möglichen Verstoßes gegen das Gleichbehandlungs-
gebot gesehen, wenn eine Besteuerung wirtschaftlich nicht erzielter Gewinne erfolgt. Ein ähnliches 



Verfahren ist noch zur Berücksichtigung von Aktienveräußerungsverlusten anhängig. Eine endgültige 
Entscheidung wird sicher erst vor dem Bundesverfassungsgericht in einigen Jahren ergehen. 
 
Steuerpflichtige sollten noch nicht rechtskräftige Bescheide offenhalten und sich von ihrem Steuerbera-
ter Rat einholen. 
 
 
10. Änderungen bei Meldepflichten für Fremdwährungskonten spätestens ab 2025 
 
Anleger, die Kapitaleinkünfte erzielen, erhalten eine Bescheinigung über diese Einkünfte sowie ggf. 
bereits abgeführter Abgeltungssteuern von ihren Banken. Beides wird von den kontoführenden Banken 
auch der Finanzverwaltung gemeldet, bislang zumeist allerdings nur für die in Euro geführten Konten.  
 
Sofern ein Anleger über sog. Fremdwährungskonten verfügt, aus denen Kapitaleinkünfte erzielt werden, 
war dieser bereits in der Vergangenheit verpflichtet, die Meldung an die Finanzverwaltung selbst vorzu-
nehmen. 
 
Spätestens ab dem Jahr 2025 sind die Banken jedoch verpflichtet, diese Meldungen direkt an die Fi-
nanzverwaltung vorzunehmen. Ein Blick in die Steuerbescheinigung gibt Auskunft darüber, ob die ei-
gene Bank diese Meldung bereits in der Vergangenheit vorgenommen hat. Anleger sollten anderenfalls 
überprüfen, ob sie der eigenen Meldepflicht an die Finanzverwaltung vor 2025 selbstständig nachge-
kommen sind. 
 
Wenn nämlich die Banken ab 2025, manche bereits im Jahr 2024, die Meldungen vornehmen und sich 
bei einem Steuerpflichtigen mit Fremdwährungskonten Kapitaleinkünfte hieraus ergeben, wird dies die 
Aufmerksamkeit der Finanzverwaltung erregen, falls zuvor keine derartigen Einkünfte durch den Steu-
erpflichtigen selbst erklärt wurden. 
 
Jedenfalls wird es zu Nachfragen kommen. Sollten dann entsprechende Einkünfte nachzuerklären sein, 
ist es bereits zu spät, jedenfalls für eine strafbefreiende Selbstanzeige. Durch die Meldung der Bank ist 
der Finanzverwaltung bereits bekannt, dass es Kapitaleinkünfte aus Fremdwährungskonten gibt und der 
Vorwurf der Steuerhinterziehung steht im Raum. 
 
Achtung: Inhaber von Fremdwährungskonten sollten unverzüglich bei der kontoführenden Bank anfra-
gen, ob die Mitteilungen bereits 2024 an die Finanzverwaltung übermittelt werden. Sollte dies der Fall 
sein, ist es angezeigt, schnellstmöglich sämtliche Nachweise über die Kapitaleinkünfte aus Fremdwäh-
rungskonten zu beschaffen und sich vom Steuerberater zu Zeitraum, Fristen und möglicher Selbstanzei-
ge beraten zu lassen, bevor es zu spät ist. 
 
 
11. Annullierung des Hinflugs – Erstattung sämtlicher Flugkosten bei  

einheitlicher Buchung 
 
„Der aufgrund einer Annullierung bestehende Anspruch auf Erstattung der Flugscheinkosten umfasst 
sowohl die Kosten des Hinflugs als auch die Kosten des Rückflugs, wenn Hin- und Rückflug Gegen-
stand einer einheitlichen Buchung sind, über die ein einziger Flugschein ausgestellt worden ist. Dies gilt 
unabhängig davon, von welchem Ort aus der Rückflug vorgesehen war“, entschied der Bundesgerichts-
hof (BGH). 
 
Dieser Entscheidung lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Die Reisenden hatten eine bestätigte 
einheitliche Buchung für Hinflüge von München über Madrid und Bogotá nach Quito sowie für Rück-
flüge von Quito über Bogotá nach München. Die Buchung erfolgte über ein Reisebüro und der Preis für 
die Flugtickets betrug ca. 4.800 €. Das Luftfahrtunternehmen der ersten Teilstrecke des Hinflugs von 
München nach Madrid annullierte diesen Flug. Die Urlauber verlangten die vollständige Erstattung der 
Kosten für die Hin- und Rückflüge. Das Luftfahrtunternehmen leistete jedoch keine Zahlung. Die BGH-
Richter bestätigten die Ansprüche der Reisenden in vollem Umfang. 



 
 
12. Große Flugverspätung bei einem Mangel an Flughafenpersonal 
 
Nach dem Unionsrecht ist eine Fluggesellschaft verpflichtet, für eine große Verspätung, d.h. eine Ver-
spätung von mehr als drei Stunden, Ausgleichszahlungen zu leisten. Das gilt jedoch nicht, wenn sie 
nachweisen kann, dass die Verspätung auf „außergewöhnliche Umstände“ zurückgeht, die sich auch 
dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen worden wären. 
 
So hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) zu entscheiden, ob es sich bei einem Mangel an Flugha-
fenpersonal für die Gepäckverladung, der zu einer großen Verspätung eines Fluges geführt hat, um ei-
nen „außergewöhnlichen Umstand“ handeln kann. Der EuGH bejahte dies. Nun ist es Sache des deut-
schen Gerichts bei dem nachfolgenden Sachverhalt zu entscheiden, ob hier ein solcher vorlag. Im Jahr 
2021 kam es bei einem Flug von Köln-Bonn (Deutschland) zur griechischen Insel Kos zu einer Ver-
spätung von drei Stunden und 49 Minuten. Diese Verspätung war auf mehrere Gründe zurückzuführen, 
hauptsächlich aber auf einen Mangel an Personal des Flughafens Köln-Bonn für die Gepäckverladung in 
das Flugzeug. 
 
Selbst wenn das deutsche Gericht feststellen sollte, dass es sich bei dem fraglichen Personalmangel um 
einen „außergewöhnlichen Umstand“ handelt, wird die für die Gepäckverladung verantwortliche Ge-
sellschaft zur Befreiung von ihrer Verpflichtung zu Ausgleichszahlungen an die Fluggäste Nachweise 
erbringen müssen. Zum einen, dass sich dieser Umstand auch dann nicht hätte vermeiden lassen, wenn 
alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen worden wären und zum anderen, dass sie gegen dessen Folgen 
alle der Situation angemessenen Vorbeugungsmaßnahmen ergriffen hat. 
 
 
13. Prämiensparverträge – Referenzzins für Zinsanpassungen 
 
Für viele Verträge ist ein variabler Grundzins – also ein Zins, der von der Bank an die allgemeine Zins-
entwicklung am Markt angepasst werden kann – üblich. Insbesondere bei Verträgen mit einer langen 
Laufzeit müssen solche Zinsvereinbarungen transparent gestaltet sein. Denn bei Langzeitverträgen ha-
ben Verbraucher i.d.R. nicht die Möglichkeit oder sehen keinen wirtschaftlichen Sinn darin, kurzfristig 
auf ein anderes Angebot mit besseren Zinsen umzusteigen. 
 
Gerade in vielen alten Verträgen sind jedoch Vereinbarungen enthalten, die rechtswidrig sind, sog. 
Zinsanpassungsklauseln, Zinsgleitklauseln oder Zinsänderungsklauseln. Diese ermöglichen es Banken, 
den Zins nach eigenem Ermessen anzupassen. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in mehreren Urteilen 
klargestellt, dass solche Klauseln unzulässig sind, wenn sie den Banken ein einseitiges Anpassungsrecht 
einräumen, ohne klare und transparente Kriterien für die Zinsänderung festzulegen. 
 
Zur Frage, welcher Referenzzinssatz heranzuziehen ist, wenn die im Vertrag vereinbarte Zinsklausel 
keine spezifischen Festlegungen enthält, wie beispielsweise „Die Spareinlage wird variabel, z. Zt. mit ... 
% verzinst“, hat der BGH am 9.7.2024 entschieden. Die BGH-Richter bestätigten die Entscheidungen 
der Oberlandesgerichte, dass die Umlaufsrenditen inländischer Bundeswertpapiere mit Restlaufzeiten 
von über 8 bis 15 Jahren (Zeitreihe WU9554) den Anforderungen, die an einen Referenzzins für die 
variable Verzinsung der Sparverträge zu stellen sind, genügen. 
 
Hinweis: Vor diesem Hintergrund sollten u.U. bestehende Prämiensparverträge überprüft und ggf. 
rechtlicher Rat eingeholt werden. 
 
 
14. Kein Urlaub und keine Bezahlung bei Verstoß gegen die Impfpflicht 
 
Aufgrund der Regelungen zum Immunitätsnachweis gegen COVID-19 im Infektionsschutzgesetz muss-
ten Personen vom 15.3.–31.12.2022 über einen Impf- oder Genesenennachweis verfügen, die z.B. in 
folgenden Einrichtungen oder Unternehmen bzw. Pflegeeinrichtungen tätig waren: Krankenhäuser, Ein-



richtungen für ambulantes Operieren, Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, Dialyseeinrichtun-
gen, Tageskliniken. 
 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte nun zu entscheiden, was passiert, wenn ein Arbeitnehmer diesen 
Nachweis nicht erbringen konnte und der Arbeitgeber den Mitarbeiter ohne Lohnfortzahlung von der 
Arbeit freistellte. Die BAG-Richter urteilten, dass Betreiber von Pflegeeinrichtungen in der Zeit vom 
16.3.–31.12.2022 nicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpfte Mitarbeiter ohne Fortzahlung der 
Vergütung von der Arbeit freistellen durften. Zur Abmahnung dieser Arbeitnehmer waren die Arbeitge-
ber dagegen nicht berechtigt.  
 
In einem weiteren Urteil stellte das BAG klar, dass die Zeiten dieser unbezahlten Freistellung bei der 
Berechnung des Jahresurlaubs zu berücksichtigen sind. Dem Arbeitnehmer steht also nur ein anteilig 
kürzerer Urlaubsanspruch zu. 
 
 
15. Arbeitnehmerhaftung bei Unfall mit einem Firmenfahrzeug 
 
Kommen die Grundsätze zur privilegierten Arbeitnehmerhaftung zum Tragen, hat ein Arbeitnehmer 
vorsätzlich verursachte Schäden in vollem Umfang zu tragen, bei leichtester Fahrlässigkeit haftet er 
dagegen nicht. Mittlere Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der Arbeitnehmer die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer Acht gelassen hat und der missbilligte Erfolg bei Anwendung der gebotenen Sorgfalt 
vorhersehbar und vermeidbar gewesen wäre. Grob fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt nach den gesamten Umständen in ungewöhnlich hohem Maß verletzt und unbeachtet lässt. 
 
Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen (LAG) hatte über folgenden Fall zu entscheiden: Ein Arbeit-
nehmer fuhr beim Zurücksetzen mit seinem Firmenfahrzeug auf das BMW-Cabrio des Geschäftsführers 
auf. Der BMW war zu dem Zeitpunkt abgemeldet und es entstand ein Schaden in Höhe von ca. 2.315 €. 
 
Ein Arbeitnehmer, der beim Rückwärtsfahren mit dem Firmenfahrzeug auf dem öffentlich zugänglichen 
Firmenparkplatz ein dort parkendes Fahrzeug beschädigt, ist mittlere Fahrlässigkeit im oberen Bereich 
vorzuwerfen. Während des Rückwärtsfahrens ist es erforderlich, sich permanent durch die Benutzung 
der Innen- und Außenspiegel sowie durch einen Schulterblick darüber zu vergewissern, dass die avisier-
te Fahrstrecke frei von Hindernissen ist. Gegebenenfalls muss sich der Fahrer durch einen Beifahrer 
oder eine dritte Person einweisen lassen.  
 
Die LAG-Richter entschieden, dass der Arbeitnehmer für den vom ihm verursachten Schaden nur antei-
lig in Höhe von ca. 1.543 € haftet. Die Haftungsbeschränkung ergibt sich aus den vom Bundesarbeitsge-
richt und o.g. aufgestellten Grundsätzen der privilegierten Arbeitnehmerhaftung. 
 
 
16. Arbeitgeber darf Rot als Farbe der Arbeitsschutzhose vorschreiben 
 
In einem Unternehmen gab es eine Kleiderordnung und es wurde für alle betrieblichen Tätigkeiten in 
Montage, Produktion und Logistik funktionelle Arbeitskleidung zur Verfügung gestellt. Dazu gehörten 
u.a. rote Arbeitsschutzhosen, die in den o.g. Bereichen zu tragen waren. Nachdem ein Arbeitnehmer im 
November 2023 auch nach zwei Abmahnungen weiterhin nicht in der roten Arbeitshose erschien, son-
dern weiterhin eine schwarze Hose trug, kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ordentlich frist-
gerecht zum 29.2.2024. 
 
Der Arbeitgeber war aufgrund seines Weisungsrechts berechtigt, Rot als Farbe für die Arbeitsschutzho-
sen vorzuschreiben. Da das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers nur in der Sozialsphäre 
betroffen war, genügten sachliche Gründe. Ein maßgeblicher berechtigter Aspekt war die Arbeitssicher-
heit. Das Unternehmen durfte Rot als Signalfarbe wählen, weil der Mitarbeiter auch in Produktionsbe-
reichen arbeitete, in denen Gabelstapler fuhren. Aber auch im übrigen Produktionsbereich erhöhte die 
Farbe Rot die Sichtbarkeit der Beschäftigten. Ferner war noch ein weiterer sachlicher Grund auf Arbeit-
geberseite die Wahrung der Corporate Identity in den Werkshallen. 



 
 
17. Fremdgeschäftsführer in GmbH der Ehefrau ist sozialversicherungspflichtig 
 
Der Geschäftsführer einer GmbH kann seine Tätigkeit nur dann selbstständig ausüben, wenn er am Ge-
sellschaftskapital beteiligt ist (sog. Gesellschafter-Geschäftsführer), während bei einem Fremdgeschäfts-
führer eine selbstständige Tätigkeit grundsätzlich ausscheidet. 
 
Selbst ein Gesellschafter-Geschäftsführer ist aber nicht per se kraft seiner Kapitalbeteiligung selbststän-
dig tätig, sondern muss, um nicht als abhängig beschäftigt angesehen zu werden, über seine Gesellschaf-
terstellung hinaus die Rechtsmacht besitzen, durch Einflussnahme auf die Gesellschafterversammlung 
die Geschicke der Gesellschaft bestimmen zu können. 
 
Eine solche Rechtsmacht ist bei einem Gesellschafter gegeben, der mindestens 50 v.H. der Anteile am 
Stammkapital hält oder bei einer geringeren Kapitalbeteiligung nach dem Gesellschaftsvertrag über eine 
umfassende („echte“ oder „qualifizierte“), die gesamte Unternehmenstätigkeit erfassende Sperrminorität 
verfügt. 
 
Hiervon kann auch im Falle besonderer Rücksichtnahme aufgrund familiärer Bindungen nicht abgese-
hen werden, selbst wenn der Betroffene faktisch wie ein Alleininhaber die Geschäfte der Gesellschaft 
nach eigenem Gutdünken führt, ohne dass ihn der oder die Gesellschafter daran hinderte, er also gleich-
sam „Kopf und Seele“ der Gesellschaft ist. 
 
Die Richter des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen (LSG) entschieden daher, dass der Ge-
schäftsführer der GmbH, deren alleinige Gesellschafterin seine Ehefrau war, sozialversicherungspflich-
tig war. Diese Entscheidung basierte auf den Regelungen in der Satzung und im Anstellungsvertrag. In 
dem Fall konnte der Geschäftsführer jedoch durch seine Rolle als Vermieter der Geschäftsräume und 
wesentlicher Betriebsmittel sowie als Darlehensgeber von über 110.000 € wirtschaftlichen Druck auf 
seine Frau ausüben. Nach Auffassung der LSG-Richter führten aber die möglichen wirtschaftlichen 
Folgen einer Kündigung nicht zu umfassenden Einflussmöglichkeiten, die der Stellung eines beherr-
schenden Gesellschafter-Geschäftsführers entsprochen hätten. 
 
 
18. Verjährte Schadensersatzforderungen – Aufrechnung mit Kaution möglich 
 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch verjähren die Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderun-
gen oder Verschlechterungen der Mietsache in sechs Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Zeit-
punkt, in dem er die Mietsache zurückerhält. 
 
Nach der Beendigung des Wohnraummietvertrags und Rückgabe der Wohnung am 8.11.2019 verlangte 
der Mieter die Rückzahlung der geleisteten Barkaution in Höhe von ca. 780 €. Der Vermieter rechnete 
am 20.5.2020 über die Kaution ab und erklärte die Aufrechnung mit – streitigen – Schadensersatzan-
sprüchen wegen Beschädigung der Mietsache. Der Mieter berief sich jedoch auf die o.g. Verjährungsre-
gelung. 
 
Der Bundesgerichtshof stellte nun in seinem Urteil v. 10.7.2024 klar, dass Vermieter verjährte Scha-
densersatzforderungen wegen Beschädigung der Mietsache mit dem Kautionsrückzahlungsanspruch des 
Mieters verrechnen dürfen. Dies gilt auch dann, wenn der Vermieter die Möglichkeit, Schadensersatz in 
Geld statt einer Reparatur zu verlangen, nicht innerhalb der Verjährungsfrist genutzt hat. 
 
 
19. Kenntnis einer Wohnflächenabweichung nicht durch Einzug in die Wohnung 
 
In einem Mietvertrag war die Wohnfläche mit 49,18 m² angegeben. Aus Anlass eines Mieterhöhungs-
verlangens ließ der Mieter die Wohnung vermessen. Diese Vermessung ergab eine Größe von nur 
42,64 m² (13,3 % weniger als vereinbart) und der Mieter verlangte daraufhin die Rückzahlung überzahl-



ter Miete. Das Gericht bewertete den Balkon zusätzlich nur mit einem Viertel und kam daher auf 
43,3 m² (11,96 % weniger als vereinbart).  
 
Die Angabe einer Wohnfläche im Mietvertrag ist als eine Zusicherung anzusehen. Eine Abweichung 
hiervon um mehr als 10 % zum Nachteil des Mieters stellt einen Mangel der Mietsache dar, welcher zur 
Minderung der Miete in dem Verhältnis führt, in dem die tatsächliche Wohnfläche die vereinbarte 
Wohnfläche unterschreitet. 
 
Mit dem Bezug der Wohnung ist noch keine Kenntnis der genauen Größe der Wohnung verbunden. 
Eine konkrete Kenntnis des Mieters von sämtlichen in die Wohnflächenberechnung einzustellenden 
Maße ergibt sich jedenfalls nicht ohne Weiteres bereits durch den Bezug beziehungsweise die Nutzung 
der Wohnung. Ein allgemeiner Erfahrungssatz, dass bei Bezug einer Wohnung üblicherweise sämtliche 
Wände und Raumhöhen durch den Mieter ausgemessen werden, existiert nicht, so der Bundesgerichts-
hof (BGH).  
 
Ein Mieter ist grundsätzlich nicht verpflichtet, anlässlich des Bezugs der Wohnung diese vollständig 
auszumessen, um eine im Mietvertrag enthaltene Wohnflächenangabe zu überprüfen. So entschied der 
BGH im o.g. Fall zugunsten des Mieters. Dieser konnte vom Vermieter die Rückzahlung der infolge 
einer Minderung in Höhe von 11,96 % überzahlten Miete für den geltend gemachten Zeitraum verlan-
gen (hier: ca. 5.500 € nebst Zinsen). 
 
 
20. Außerordentliches Kündigungsrecht – Veränderung der Mieterstruktur durch  

Teilumbau in Bürofläche 
 
Das Kammergericht Berlin hatte die Frage zu klären, ob der Mieter von Ladenräumen im Erdgeschoss 
eines Einkaufszentrums ein außerordentliches Kündigungsrecht aus wichtigem Grund hat, wenn der 
Vermieter abweichend von der ursprünglichen Konzeption ca. 80 % der Einzelhandelsflächen im Ober-
geschoss in Büros umbaut. 
 
Im Verhältnis zwischen Vermieter und Mieter trägt grundsätzlich der Mieter das Verwendungsrisiko 
bezüglich der Mietsache. Dazu gehört bei der gewerblichen Miete vor allem die Chance, mit dem Miet-
objekt Gewinne erzielen zu können. Erfüllt sich die Gewinnerwartung des Mieters nicht, so verwirklicht 
sich damit ein typisches Risiko des gewerblichen Mieters, das dieser nicht nachträglich auf den Vermie-
ter verlagern kann.  
 
Diese im Gewerberaummietrecht angelegte Risikoverteilung ändert sich nicht dadurch, dass das vermie-
tete Geschäft in einem Einkaufszentrum liegt und nicht nur der Mieter, sondern auch der Vermieter 
erwartet, die notwendige geschäftsbelebende Funktion des Einkaufszentrums werde verwirklicht werden 
können. Wie auch in anderen Geschäftslagen fällt es in den Verantwortungsbereich des Mieters, als 
Unternehmer die Erfolgsaussichten eines Geschäftes in der gewählten Lage abzuschätzen. 
 
Das Verwendungsrisiko umfasst auch das Risiko einer Veränderung der Mieterstruktur im Umfeld des 
Mietobjekts, welche der Vermieter vornimmt, um auf die enttäuschte Gewinnerwartung auf Grundlage 
des ursprünglich vorgesehenen Konzepts zu reagieren. Es bestand also für den Mieter kein außerorden-
tliches Kündigungsrecht. 
 
 
21. Gemeinschaftliches Testament – Testierunfähigkeit 
 
Der Erblasser kann ein Testament durch eine eigenhändig geschriebene und unterschriebene Erklärung 
errichten. Zur Errichtung eines gemeinschaftlichen Testaments genügt es, wenn einer der Ehepartner das 
Testament in der dort vorgeschriebenen Form errichtet und der andere die gemeinschaftliche Erklärung 
eigenhändig mitunterzeichnet. Diese bloße Beitrittserklärung bzw. Mitunterzeichnung kann aber nicht 
als eigenes Testament angesehen werden.  
 



Ferner gilt noch bei gemeinschaftlichen Testamenten: sofern jeder der Beteiligten seine Verfügungen 
selbst geschrieben und unterschrieben hat (die Testamente können dabei durchaus auch auf einem ein-
heitlichen Bogen Papier stehen), sind beide Erklärungen formwirksam. 
 
So kamen die Richter des Oberlandesgerichts Celle (OLG) zu der Entscheidung, dass ein gemeinschaft-
liches Testament unwirksam ist, wenn ein Ehegatte bei Testamentserrichtung testierunfähig war. Eine 
Umdeutung eines aufgrund Testierunfähigkeit (z.B. wegen Demenz) eines Ehegatten unwirksamen ge-
meinschaftlichen Testaments in ein Einzeltestament des testierfähigen Ehegatten kommt nicht in Be-
tracht, wenn nur der testierunfähige Ehegatte den Wortlaut der letztwilligen Verfügungen eigenhändig 
geschrieben hat. 
 
In dem vom OLG entschiedenen Fall hatte die Ehefrau das gemeinsame Testament handschriftlich ge-
schrieben und es wurde von beiden Eheleuten eigenhändig unterschrieben. Das Gericht stellte fest, dass 
die Frau zum Zeitpunkt der Testamentserstellung testierunfähig und damit das Testament unwirksam 
war. Es lag auch kein wirksames Einzeltestament des testierfähigen Ehegatten vor, da es von ihm nur 
unterschrieben worden war. 
 
 
22. Begriff „Barvermögen“ im Testament 
 
In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) entschiedenen Fall war in einem Testament u.a. 
bestimmt, dass die Tochter des Erblassers 1/3 des vorhandenen Barvermögens erhalten sollte. Das Kapi-
talvermögen des Erblassers (Depotwerte und Bankguthaben) betrug insgesamt 192.108,98 € (Bankgut-
haben 152.778,88 €, Genossenschaftsanteile 3.000 €, Depotvermögen 34.291,87 €, Bargeld 2.038,22 €). 
Die Tochter war der Auffassung, dass unter dem Begriff „Barvermögen“ die gesamten liquiden Mittel, 
insbesondere sämtliche Guthaben bei Kreditinstituten, Wertpapiere und Bargeld im engeren Sinne zu 
verstehen sind. 
 
„Der Begriff des Barvermögens umfasst heutzutage das gesamte Geld, das sofort, also auch über eine 
Kartenzahlung, verfügbar ist. Wertpapiere fallen nicht unter den Begriff des Barvermögens. Vielmehr 
werden Wertpapiere durch den erweiterten Begriff des Kapitalvermögens mit abgedeckt, der das Bar-
vermögen einschließlich weiterer Kapitalwerte in Geld beschreibt“, entschieden die OLG-Richter. Da-
mit waren das Depotvermögen und die Genossenschaftsanteile nicht als Barvermögen zu bewerten. 
 
 
23. Familien-Haftpflichtversicherung – mitversicherte erwachsene Kinder 
 
In den Versicherungsbedingungen einer Familien-Haftpflichtversicherung war bestimmt, dass die Ein-
beziehung von volljährigen Kindern (mit abgeschlossener Berufsausbildung) des Versicherungsnehmers 
in den Versicherungsschutz voraussetzt, dass sie mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemein-
schaft leben. Zusätzlich wird gefordert, dass eine mitversicherte Person dieselbe Meldeadresse wie der 
Versicherungsnehmer hat. 
 
Das Oberlandesgericht Dresden kam in einem Fall aus der Praxis zu der Entscheidung, dass allein eine 
Meldebescheinigung nicht geeignet ist, auch das Bestehen einer häuslichen Gemeinschaft zu belegen. 
Eine häusliche Gemeinschaft liegt vor, wenn Menschen nicht nur vorübergehend zusammenleben und 
gemeinsam den Haushalt führen. Indizien hierfür sind insbesondere die gemeinsame Nutzung von zu-
mindest Teilen des Hausrats und der Räume, die Gewährung von Kost und Logis oder finanzieller Mit-
tel, die Dauer des gemeinsamen Wohnens und das Befinden persönlicher Gegenstände in der Wohnung. 
 
 
24. Unfall zwischen abbiegendem Traktor und überholendem Pkw 
 
Das Pfälzische Oberlandesgericht (OLG) hatte bezüglich der Haftungsverteilung nach einem Verkehrs-
unfall über den nachfolgenden Sachverhalt zu entscheiden: Ein Traktorfahrer steuerte einen Traktor, der 
bauartbedingt 40 km/h schnell fährt. Ein entsprechender Aufkleber war links hinten angebracht. Er be-



absichtigte, nach links in einen Feldweg einzubiegen und hatte zu diesem Zweck den Blinker links ge-
setzt. Auf der Strecke galt ein Überholverbot mit Ausnahme von Kraftfahrzeugen und Zügen, die nicht 
schneller als 25 km/h fahren können oder dürfen. Beim Linksabbiegen kollidierte der Traktor mit einem 
überholenden Pkw. 
 
Das OLG entschied, dass der Traktorfahrer für die Unfallfolgen mit 25 % und der Pkw-Fahrer zu 75 % 
haftet. Zur Begründung führte es aus, dass der Traktorfahrer gegen die ihn treffende doppelte Rück-
schaupflicht – ein Linksabbieger muss sich vor dem Einordnen und nochmals unmittelbar vor dem Ab-
biegen vergewissern, dass das beabsichtigte Abbiegen gefahrlos möglich ist – verstoßen hatte. Der Pkw-
Fahrer hatte demgegenüber das Überholverbot missachtet und zudem bei unklarer Verkehrslage – diese 
ergab sich aus dem nach links am Traktor gesetzten Blinker – überholt. Die mehrfachen und nicht uner-
heblichen Verstöße gegen Regeln des Straßenverkehrsrechts rechtfertigten die überwiegende Haftung 
des Pkw-Fahrers. 
 
 
 
  

Basiszinssatz 
nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung 
von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2024 = 3,37 % 
 1.1. – 30.6.2024 = 3,62 % 
 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 % 
 1.1. – 30.6.2023 = 1,62 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

www.bundesbank - Basiszinssatz 
 

  

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
(§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 
Verbraucherpreisindex 
(2020 = 100) 

2024: Juli = 119,8; Juni = 119,4; Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6;  
Februar = 118,1; Januar = 117,6 
2023: Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8;  
September = 117,8; August = 117,5 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/organisation/agb-und-regelungen/basiszinssatz-607820
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

